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„Interdisziplinäre Fallkonferenzen in Bezug auf 
jugendliche Intensivtäter“

Kerstin Wilhelm, Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei der Stiftung SPI 

In den letzten Jahren häufen sich Debatten um junge Intensivtäter, eine kleine Gruppe Jugendlicher und He-
ranwachsender, die für eine Vielzahl von Straftaten in ihrer Altersklasse verantwortlich ist. Dabei stellt sich 
die Frage, ob sie durch bestehende Instrumente nicht (mehr) erreicht werden können. Vor diesem Hintergrund 
werden sog. interdisziplinäre Fallkonferenzen als neues Mittel zur Intervention vorrangig in Bezug auf jugend-
liche Intensivtäter gefordert und in einigen Bundesländern bereits durchgeführt. Sind diese Fallkonferenzen 
jedoch erforderlich und geeignet, um auf Intensivtäter einzuwirken? Ist eine Durchführung von Fallkonferen-
zen rechtlich möglich und warum benötigt man dieses Instrument überhaupt?

Jugendliche Intensivtäter – 
Eine kurze Einführung
Medienberichte vermitteln häufig 
den Eindruck, dass die Jugendkrimi-
nalität fortwährend steige und dabei 
die Tatverdächtigen immer brutaler 
würden. Dabei werden insbeson-
dere Intensivtäter thematisiert und 
als neuer Tätertypus deklariert, den 
es bisher so nicht gab. Dies müsste 
aber, um als kriminologisch valide 
zu gelten, empirisch bewiesen wer-
den. Blickt man ins Feld der Krimi-
nologie, so zeigt sich, dass es sich bei 
vermehrt Straffälligen um ein altes 
Problem mit neuem Namen handelt. 
Die Tatsache, dass einige wenige für 
einen Großteil der Taten verantwort-
lich sind, stellt einen gesicherten kri-
minologischen Befund dar. Auch ist 
eine Differenzierung in Tätergrup-
pen keine neuartige Methode, denn 
bereits 1882 unterschied Franz von 
Liszt in seinem Werk „Der Zweck-
gedanke im Strafrecht“ Straffällige 
in sog. Gelegenheitsverbrecher, bes-
serungsbedürftige und unverbesser-
liche Gewohnheitsverbrecher. Die 
zumeist männlichen Täter, die wie-
derholt und teilweise durch schwe-
re Deliktbegehung auffallen, machen 
etwa 5 % aller Tatverdächtigen aus. 
Polizei und Staatsanwaltschaft präg-

ten den Begriff „Intensivtäter“, wel-
cher mittlerweile auch außerhalb der 
Strafverfolgungsbehörden verwen-
det wird. Da bei den Intensivtätern 
die Gefahr der Perseveranz besteht, 
d. h. die Verfestigung einer sog. kri-
minellen Karriere vermutet wird, 
nehmen die Strafverfolgungsbehör-
den eine Abgrenzung zum „norma-
len“ episodenhaften Verlauf der Ju-
genddelinquenz vor. Eine Zuord-
nung in die Kategorie Intensivtäter 
wird jedoch aufgrund verschiede-
ner Intensivtäter-Definitionen in den 
Bundesländern uneinheitlich vorge-
nommen. Zudem basiert sie lediglich 
auf äußerlichen Merkmalen inner-
halb eines kurzen Lebensabschnitts 
eines Jugendlichen, der sich in der 
Entwicklungsphase vom Kind zum 
Erwachsenen befindet. Dies bedeu-
tet hingegen nicht, dass wiederholt 
Delinquente eine homogene Grup-
pe darstellen, denn ihnen kann „kei-
ne größere Schnittmenge spezifi-
scher und überdauernder Persön-
lichkeitseigenschaften“ zugeschrie-
ben werden. Intensivtäter werden 
zudem mit vielfältigen Deliktarten, 
darunter zahlreiche jugendtypische 
Bagatelldelikte, auffällig. Sie als ab-
grenzbaren Typus darzustellen, hie-
ße, dass sie frühzeitig zu identifizie-

ren und (wenn überhaupt) mit be-
sonderen Maßnahmen zu erreichen 
wären. Einen zukünftigen Intensiv-
täter bereits im Vorfeld zu erkennen, 
Indikatoren zu bestimmen oder eine 
zuverlässige Prognose für sein spä-
teres Verhalten zu stellen, ist jedoch 
durch die Masse an Einflussfaktoren 
und deren individuelle Ausprägun-
gen unmöglich.

Interdisziplinäre Fallkonfe-
renzen
In Bezug auf Intensivtäter werden 
häufig die Intensität und Eignung 
bestehender Interventionsmöglich-
keiten angezweifelt. Zusätzlich zu 
möglichen Jugendhilfemaßnahmen 
einerseits und den Reaktionen von 
der Polizei und der Staatsanwalt-
schaft andererseits werden interdis-
ziplinäre Fallkonferenzen als neue 
gemeinsame Handlungsstrategie 
gefordert. Fallkonferenzen sind ur-
sprünglich aus dem Gesundheits-
bereich bekannt und dienen den 
Beteiligten mehrerer unterschied-
licher Professionen zum Informa-
tionsaustausch sowie zur Klärung 
weiterer Handlungsschritte in Be-
zug auf gemeinsame Patienten. Ge-
meinsames, koordiniertes Handeln 
bei einem konkreten Einzelfall ver-

Kriminologie

Fachbeiträge



PPr Berlin – Medienzentrum	 KOMPASS 1/2012	 25

spricht mehr Erfolg als vereinzelte, 
möglicherweise sogar gegensätzlich 
laufende Bemühungen. 

Die interdisziplinären Fallkonferen-
zen werden – auch bei zunehmend 
besser gelingenden Kooperationen 
zwischen den Akteuren der Delin-
quenzprävention – seit einigen Jah-
ren auch für junge Intensivtäter dis-
kutiert und teilweise bereits durch-
geführt. Sie zielen hier auf ein zu-
künftiges Legalverhalten des von 
der Polizei als Intensivtäter einge-
stuften Jugendlichen ab. Fallkonfe-
renzen sollen dabei die häufig feh-
lende Verzahnung von vorherigen 
Einzelmaßnahmen auffangen und 
zu einer Transparenz der jeweili-
gen Vorgehensweisen der beteilig-
ten Behörden beitragen. Die multi-
professionell besetzten Konferenzen 
sollen somit zu einem recht späten 
Zeitpunkt dem vielschichtigen Be-
darf an Prävention, Intervention 
und Hilfe gerecht werden. Dabei 
geben sowohl die Intensivtäter-De-
finitionen als auch die in Deutsch-
land bestehenden Geschäftsordnun-
gen von Fallkonferenzen jeweils ver-
schiedene Kriterien vor, anhand de-
rer ein Straftäter als Zielgruppe für 
eine Fallkonferenz festgelegt wird. 

Bei einer Betrachtung bestehender 
Konzepte wird sichtbar, dass häu-
fig die Polizei und/oder die Staats-
anwaltschaft die interdisziplinären 
Sitzungen initiieren und leiten. Sie 
haben zwar die Begrifflichkeit des 
Intensivtäters geprägt und eigene 
Sonderabteilungen gegründet, sie 
besitzen selbst jedoch – anders als 
die Schule und die Jugendhilfe – 
kein eigenes Instrument zur multi-
professionellen Beratung. Möglicher-
weise scheint deshalb der Wunsch 
der Strafverfolgungsbehörden nach 
Fallkonferenzen größer zu sein als 
in anderen Berufsgruppen. Zu den 
teilnehmenden Behörden von allen 

Fallkonferenzen gehören neben der 
Polizei immer die Schule und die Ju-
gendhilfe; eine Einbeziehung weite-
rer Akteure wie der Justiz sowie des 
Intensivtäters selbst variiert. 

Kritische Betrachtung von 
Fallkonferenzen 
Auch ohne eine Vertiefung in die In-
halte von bestehenden Fallkonferen-
zen-Konzepten ist eine Hinterfra-
gung des zunehmend geforderten 
Instruments unabdingbar. 

Frage nach der Notwen-
digkeit 
Bekannt ist, dass Intensivtäter eine 
Vielzahl von Problemkonstellationen 
aufweisen und demnach Schnittmen-
ge mehrerer Akteure sind. Dennoch 
wird nicht jede Person, die vielfälti-
ge belastende und wenig schützen-
de Faktoren aufweist, zwangsläu-
fig auffällig. „Niemand wird als In-
tensivtäter geboren, da gibt es Ent-
wicklungen, Prozesse, Versäumnisse, 
Fehlreaktionen.“ Häufig werden vie-
le Schwierigkeiten erst mit der Re-
gistrierung von Straftaten sichtbar. 
Bei der Bearbeitung der vorliegen-
den Defizite und Bedarfe stoßen die 
beteiligten Institutionen immer wie-
der an ihre jeweiligen Grenzen, so-
dass aus der Hilflosigkeit mitunter 
der Wunsch nach neuen Instrumen-
ten entsteht. 

Begründet wird die Notwendig-
keit von Fallkonferenzen zumeist 
mit der Annahme, dass interdis-
ziplinär besser und mit stärkerem 
Druck auf den Intensivtäter einge-
wirkt und aus mehreren Blickwin-
keln heraus endlich eine passende 
Maßnahme entwickelt und durch-
gesetzt werden kann. Bisherige Be-
strebungen verschiedenster einzel-
ner Akteure werden oft als unzurei-
chend oder gar wirkungslos einge-
schätzt. Es gibt jedoch keinen Beleg 
für die Annahme, Intensivtäter seien 

resistent gegenüber herkömmlichen 
Strategien der Delinquenzpräven-
tion. Bei den meisten Intensivtätern 
wurden in der Vergangenheit zwar 
Hilfen eingeleitet, diese konnten je-
doch oft nur eine geringe Wirksam-
keit zeigen, weil sie symptomatisch 
ansetzen und die sozialstrukturelle 
Verankerung der vorliegenden Pro-
blematiken nicht einbezogen haben. 
Führt eine Intervention nicht zum 
Abbruch der Delinquenz, liegt dies 
aber nicht automatisch an der fehlen-
den Bereitschaft des Intensivtäters. 
„Entwicklung braucht ein geeigne-
tes Umfeld – und dieses wird durch 
Polizei, Staatsanwaltschaft oder Jus-
tiz kaum verändert.“ Zudem existie-
ren vielfältige eigene und kooperati-
ve Ansätze der Präventionsakteure. 
Somit müssten auch bei mangelhaf-
ten Erfolgen bisheriger Interventio-
nen nicht zwangsläufig alternati-
ve Handlungsstrategien entwickelt 
werden. 

Vorrangig gilt es, bestehende Mög-
lichkeiten umfassend zu kennen 
und ausschöpfend zu nutzen. Da-
zu sind insbesondere Evaluationen 
von Jugendhilfemaßnahmen sowie 
die Analyse der jeweiligen vorange-
gangenen Schritte anzustreben, um 
individualisierte Maßnahmen ent-
wickeln zu können. In Zeiten ange-
spannter Haushaltslagen ist dies je-
doch oft schwierig. Die Fehlerquel-
len sind zumeist schwer erkennbar 
oder durch knappe Personalressour-
cen kaum veränderbar. 

Wirksamkeit von Fallkon-
ferenzen
Um eine Maßnahme bzw. ein Ins-
trument als geeignet oder erfolg-
reich bezeichnen zu können, müssen 
im Vorfeld Kriterien definiert wer-
den, an denen später der Erfolg ge-
messen werden kann. Primäres Ziel 
von Fallkonferenzen ist die Beendi-
gung des straffälligen Verhaltens. 
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Aus Sicht der Polizei und der Jus-
tiz gilt die Minimierung der Rück-
fallwahrscheinlichkeit als zentrales 
Merkmal zur Wirksamkeitsbestim-
mung. Untersucht werden könnte, 
ob Jugendliche, die „Gegenstand“ 
einer Fallkonferenz waren, erneut 
strafrechtlich in Erscheinung tre-
ten. Zu beachten ist dabei, dass In-
tensivtäter durch die täterorientier-
te Ermittlungsarbeit eine deutlich 
höhere Wahrscheinlichkeit aufwei-
sen, polizeilich registriert zu wer-
den. Wird der Intensivtäter nicht 
mehr straffällig, lag es dann an der 
durchgeführten Fallkonferenz bzw. 
der angestrebten erhöhten sozialen 
Kontrolle, die durch die Beteiligung 
mehrerer Professionen ausgesendet 
wurde? Das gemeinsame Auftreten 
der Akteure könnte hingegen eher 
kontraproduktiv wirken, wenn die 
verschiedenen Akteure mit teilweise 
gegensätzlichen Herangehensweisen 
und jeweils unterschiedlichen Auf-
trägen dem Täter nun als Gemein-
schaft erscheinen. 

Aktuelle Evaluationsergebnisse zei-
gen auf, dass Fallkonferenzen in ihrer 
Wirksamkeit (bisher) nicht bestätigt 
werden können. Fallkonferenzen be-
achten zwar die häufig fehlende Ver-
netzung, dennoch können dort auch 
„nur“ bereits bekannte Maßnahmen 
beschlossen werden. Fallkonferen-
zen stellen somit keine Innovation 
dar. Die fehlende Akzeptanz des In-
tensivtäters insbesondere durch die 
häufig ausbleibende Möglichkeit der 
Beteiligung am eigenen Hilfeprozess 
zeigt, dass ein erwünschtes „erziehe-
risches Signal“ durch das gemeinsa-
me Auftreten der Akteure ausbleibt. 

Datenschutzrechtliche 
Grenzen
Um gemeinsame Lösungen für den 
Einzelfall zu entwickeln, wird auf 
interdisziplinären Fallkonferenzen 
ein umfassender Austausch von In-

formationen und Sozialdaten des In-
tensivtäters praktiziert. Die meisten 
Fallkonferenzen-Konzepte gehen da-
von aus, dass der Intensivtäter selbst 
nicht am Prozess mitwirkt und lega-
lisieren aufgrund einer vorliegenden 
Kindeswohlgefährdung einen brei-
ten Informationstransfer zwischen 
mehreren Behörden. Das dabei oft-
mals verwendete Motto „Kinder-
schutz bricht Datenschutz“ gilt je-
doch nicht! Die Risiken einer Kin-
deswohlgefährdung abzuschätzen 
und entsprechend zu reagieren, liegt 
ausschließlich in der Verantwortung 
der Jugendhilfe. Die Jugendhilfe hat 
dabei die Verpflichtung, den Sach-
verhalt aufzuklären und bei Bedarf 
Fachkräfte anderer Institutionen hin-
zuzuziehen. 

Doch auch unabhängig von Kindes-
wohlgefährdungen ist eine Zusam-
menarbeit zwischen der Jugendhil-
fe und anderen Stellen, wie z. B. der 
Polizei, rechtlich längst möglich. Den-
noch gibt es insbesondere auf Seiten 
der Jugendhilfe immer wieder Unsi-
cherheiten, welche Daten weitergege-
ben dürfen oder sogar müssen. Die 
Jugendhilfe holt bei Bedarf Informa-
tionen von Dritten ein, wenn diese 
für ihre eigene Arbeit zwingend er-
forderlich sind. Sie selbst ist jedoch 
in ihren Befugnissen, Daten zu of-
fenbaren, eingeschränkt. 

Eine Datenweitergabe von der Ju-
gendhilfe an andere Professionen 
könnte durch eine freiwillige Ein-
willigung des Klienten bzw. seiner 
Personensorgeberechtigten legiti-
miert werden. Diese Erklärung in 
schriftlicher Form muss dabei u. a. 
detailliert aufführen, welche Daten 
zu welchem Vorhaben an wen über-
mittelt werden. Daten dürfen außer-
dem nur zu dem Zweck verwendet 
werden, zu dem sie erhoben wur-
den. Da die Jugendhilfe jedoch kei-
ne Daten für die Strafverfolgung er-

hebt, ist der Sinn einer solchen Ein-
willigungserklärung und letztlich 
einer Fallkonferenz insgesamt frag-
lich. Auch sind die Ziele von Fallkon-
ferenzen zu allgemein. So ist die pri-
mär gewünschte Legalbewährung 
für die Polizei sehr wichtig, für die 
Jugendhilfe jedoch eher indirekt, da 
sie die defizitäre Lebenssituation der 
Betroffenen insgesamt nachhaltig 
verbessern will. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, 
dass in Bezug auf einen konkre-
ten Einzelfall ein bilateraler Aus-
tausch unter Einhaltung der jeweili-
gen datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen erforderlich und rechtlich 
möglich sein kann. Bei Bedarf könn-
ten fallunabhängig regionale behör-
denübergreifende Treffen – z. B. über 
Zuständigkeiten und Vorgehenswei-
sen oder Möglichkeiten und Stolper-
steine an gemeinsamen Schnittstel-
len – stattfinden, wenn dabei Klien-
ten- bzw. Täter-Darstellungen an-
onymisiert oder pseudonymisiert 
werden. Ein personenbezogener 
Datenaustausch wie er bei Fallkon-
ferenzen praktiziert wird, ist jedoch 
rechtlich nicht tragbar. 

Fazit
Nach näherer Betrachtung zeigt sich, 
dass interdisziplinäre Fallkonferen-
zen in Bezug auf jugendliche Inten-
sivtäter keine ausreichende Hand-
lungsgrundlage aufweisen können. 
Die Machbarkeit einer solchen mul-
tiprofessionellen Gesprächsrunde in 
Bezug auf einen konkreten Einzelfall 
muss in erster Linie durch die daten-
schutzrechtlichen Grenzen verneint 
werden. Zudem können Fallkonfe-
renzen in ihrer Wirksamkeit derzeit 
nicht bestätigt werden. So können bei-
spielsweise Maßnahmen nach dem 
SGB VIII (Sozialgesetzbuch Teil 8: 
Kinder- und Jugendhilfe) nur durch 
die Jugendhilfe selbst und unter Be-
teiligung des Betroffenen eingeleitet 
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und nicht durch andere Berufsgrup-
pen beschlossen werden. Die ange-
strebte Innovation bleibt aus, sodass 
bereits bestehende Instrumente mit 
rechtlicher Legitimierung ausschöp-
fend angewendet werden sollten. 
Entscheidend für den Erfolg sind 
der Aufbau von Schutzfaktoren so-
wie die Vermeidung und Überwin-
dung von Defiziten. Noch immer 
ist unklar, welche Stellschrauben-
Kombination dabei besonders hilft. 
Vorrangig ist hierfür die Jugendhilfe 

zuständig und sollte mit ihren viel-
fältigen Möglichkeiten als Herrin 
des Verfahrens akzeptiert werden. 
Maßnahmen können zudem nur für 
den individuellen Einzelfall getrof-

Hinweis: Zur Klärung der Notwendigkeit von Fallkonferenzen im Land Berlin wurde von 
der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung ein Rundschreiben zur 
Verbesserung der interdisziplinären, ressortübergreifenden Zusammenarbeit im Um-
gang mit Mehrfach- und Intensivtätern herausgegeben (Jugend-Rundschreiben Num-
mer 5/2011 vom 20. September 2011; ABl. Nr. 50/2011 – Seite 2738 ff.). Darin wird 
u. a. herausgestellt, dass eine Einführung von Fallkonferenzen im Land Berlin für nicht 
erforderlich gehalten wird. Das Rundschreiben wurde ressortübergreifend und unter 
Beteiligung des Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit erstellt.

Fehlerursachen im täglichen Dienst

KD OliverTölle, PPr St 6

Der folgende Sachverhalt zeigt drei klassische Fehlerquellen, die durchaus vermeidbar sind, dennoch aber in 
erheblichem Maß die Beamten konkret gefährden.

Am 06.10.2009 um 12.54 Uhr ruft 
ein Zeuge (Lebensabschnittsgefähr-
te einer Nachbarin des späteren Ge-
schädigten) über den Notruf 110 die 
ELZ an und meldet Kindergeschrei 
und das Herumbrüllen zweier Er-
wachsener aus der Wohnung des 
späteren Geschädigten. Daraufhin 
erhalten die beiden später beschul-
digten Polizeibeamten um 12.56 Uhr 
den entsprechenden Einsatzauftrag 
„Häusliche Gewalt“. Am Ort ein-
getroffen bestätigt der Zeuge ihnen 
gegenüber das Schreien der Eltern 
und das Weinen eines Kindes. Au-
ßerdem habe seit seiner Wahrneh-
mung niemand die entsprechende 
Wohnung verlassen. Die Polizisten 
selbst nehmen keinerlei Geräusche 
wahr, auch eine weitere Mitmieterin 
kann die Geräusche nicht bestätigen. 
Dennoch bleibt der Zeuge bei seiner 

Darstellung. Nach Rücksprache mit 
ihrem W 1, der zunächst bestätigt, 
dass in der entsprechenden Woh-
nung eine Familie mit einem Kind 
wohnt, rufen die beiden Polizisten 
gegen 13.20 Uhr die Feuerwehr zum 
Ort, um die WE-Tür gewaltsam zu 
öffnen, da eine Straftat nicht ausge-
schlossen werden konnte. Die ge-
waltsame Öffnung durch die Feuer-
wehr erfolgt gegen 13.50 Uhr. Sodann 
stellt sich heraus, dass die Wohnung 
leer war. Am 07.10.2009 erstattet der 
Geschädigte über die Internetwache 
Strafanzeige wegen des Eindringens 
in seine Wohnung. Er führt zusätz-
lich aus, dass in dem Haus weitere 
sechs Familien mit Kindern wohn-
haft seien. In dem daraufhin einge-
leiteten Strafermittlungsverfahren 
machen die Kollegen von ihrem Aus-
sageverweigerungsrecht Gebrauch. 

Das Amtsgericht erlässt schließlich 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft je-
weils Strafbefehle wegen Hausfrie-
densbruch und Sachbeschädigung 
mit Gesamtstrafen von jeweils 25 Ta-
gessätzen. Erst nach jetzt im Zusam-
menhang mit den eingelegten Wider-
sprüchen abgegebenen Erklärungen 
der Verteidigung zur Sache werden 
die Verfahren nach § 153 Abs. 2 StPO 
wegen geringer Schuld eingestellt. 

Diese zunächst negative Entwick-
lung des Falles hat drei Ursachen.

1. Zu keinem Zeitpunkt des Einsat-
zes ist klar bestimmt worden, welche 
Rechtsmaterie einschlägig sein soll 
und auf welche Eingriffsgrundlagen 
Bezug genommen wird. Auch wenn 
ein Fall der Häuslichen Gewalt stets 

fen werden, sodass es kein univer-
selles Rezept für eine angemessene 
und Erfolg versprechende Interven-
tion bei jugendlichen Intensivtätern 
geben kann.
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